
 

 

Forderungen der Freien Wohlfahrtspflege NRW zum SGB II-Haushalt 2025 

 

Die Freie Wohlfahrtspflege NRW fordert die Bundesregierung auf, bei der 
Haushaltsaufstellung für das Bürgergeld- und den SGB II-Haushalt den Grundsatz der 
Haushaltswahrheit einzuhalten. Der SGB II-Haushalt muss Personalbedarfe unter 
Berücksichtigung von Lohnsteigerungen realistisch berücksichtigen. Das Budget für 
Eingliederungsmaßnahmen muss gemäß der Zahl der Leistungsbeziehenden und der 
arbeitsmarktpolitischen Herausforderungen bemessen werden. Das Vorhaben 
Haushaltsdefizite durch Einsparungen im SGB II auszugleichen, negiert die aktuellen 
Herausforderungen der Arbeitsmarktpolitik und der Grundsicherung, erzeugt den Eindruck 
von fehlendem Respekt den Leistungsbeziehenden und den Akteuren im SGB II gegenüber 
und schadet dem gesellschaftlichen Zusammenhalt. 

 
Wir fordern einen SGB II-Haushalt mindestens in der Höhe 2024 und eine 
Planungssicherheit für Folgejahre, die mittelfristige und nachhaltige Integrationsangebote 
ermöglicht. Die aktuelle Haushaltspolitik dagegen verhindert wirksame Maßnahmen gegen 
den Arbeits- und Fachkräftemangel und gesellschaftliche Teilhabe. In der Folge werden mit 
staatlichen und kirchlichen Mitteln geschaffene Trägerstrukturen massiv abgebaut, obwohl 
sie angesichts der arbeitsmarktpolitischen Herausforderungen dringend gebraucht werden. 

 

Hintergrundinformationen 

Der Koalitionsentwurf zum SGB II Bundeshaushalt sieht wieder eine strukturelle 
Unterfinanzierung vor. Obwohl die tatsächlichen Kosten für die Verwaltung der Jobcenter 
bereits im Jahr 2023 bei 6,318 Mrd. Euro lagen, werden für 2025 nur Verwaltungskosten in 
Höhe von 5,25 Mrd. Euro eingeplant. Umschichtungen vom Eingliederungstitel in den 
Verwaltungshaushalt sind daher unvermeidlich (vgl. beigefügte „Gemeinsame 
Stellungnahme der Länder und kommunalen Spitzenverbände zur geplanten 
Mittelausstattung der Jobcenter für das Haushaltsjahr 2025“). 

 
Die folgende Tabelle skizziert die Auswirkungen der Kürzungen und Umschichtungen auf den 
Eingliederungstitel und berücksichtigt dabei die vom Bremer Institut für Arbeitsmarkt- und 
Jugendberufshilfe (BIAJ) angenommenen Kosten des Verwaltungshaushalts 2025 von 6,5 
Mrd. Euro. Die vorläufigen Kürzungen pro Jobcenter sind ebenfalls diesen BIAJ- 
Berechnungen1 zu entnehmen, die allerdings beim EGT noch nicht die Umschichtungen in 
den Verwaltungshaushalt berücksichtigen. 

 

 Haushalt 2024 
in Mrd. 

HH-Entwurf 2025 
in Mrd. 

EGT laut Haushaltsentwurf 2025 4,15 3,7 

Mittel der BA für laufende FbW- und REHA  0,3612
 

EGT – voraussichtliche Überweisung an JC  4 

Verwaltungshaushalt lt. Haushaltsentwurf 2025 5,05 5,25 

Haushaltsreste Vorjahr 1,35 0,35 

Gesamtsumme SGB II-Haushalt 2025 10,55 9,7 

(voraussichtliche) Verwaltungskosten 6,4 6,5 

(voraussichtlicher) „Rest“ -EGT 4,15 3,2 
 

1 https://biaj.de/archiv-materialien/1989-jobcenter-gesamtbudget-2025v-mit-vorjahresvergleich-ist-2023-und-soll-2024.html  
2 3,700 Mrd. Haushaltsansatz EGT plus 361 Mio. Euro (Beitragsmittel der Bundesagentur für Arbeit) für die 
"Ausfinanzierung" der 2024 begonnenen und in das Haushaltsjahr 2025 (und ggf. Folgejahre) hineinragenden FbW- und 
Reha Maßnahmen durch die Jobcenter 

https://biaj.de/archiv-materialien/1989-jobcenter-gesamtbudget-2025v-mit-vorjahresvergleich-ist-2023-und-soll-2024.html
https://biaj.de/archiv-materialien/1989-jobcenter-gesamtbudget-2025v-mit-vorjahresvergleich-ist-2023-und-soll-2024.html


 

 

Fazit: Mit dem vorgelegten Hausentwurf 2025 stehen den Jobcentern höchstens 3,2 Milliarden 
Euro zur Eingliederung arbeitsloser Menschen zur Verfügung, was einer Reduzierung im 
Vergleich zu 2024 um knapp eine Milliarde Euro = 23 % entspricht. Die Übertragung der 
Leistungen FbW und REHA an die Agenturen wird diese drastische Reduzierung nur regional 
unterschiedlich abmildern. 

Im Haushaltsjahr 2025 wird die Zuständigkeit für Beratung, Bewilligung und Finanzierung für 
die Förderung beruflicher Weiterbildung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (FbW) 
und die Bewilligungs- und Finanzierungsverantwortung für Maßnahmen der beruflichen 
Rehabilitation von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (REHA) von den Jobcentern auf die 
Agenturen für Arbeit übertragen und mit Mitteln der Sozialversicherung finanziert werden. 
Unterstellt wird, dass dies ab dem Jahr 2025 eine Entlastung um 900 Mio. Euro jährlich 
beinhaltet. Bislang wurden keine Daten vorgelegt, die ein entsprechendes Mittelvolumen der 
Jobcenter für diese Förderleistungen belegen. Außerdem führt die Zuständigkeits- 
verlagerung nicht zu einer Reduzierung des Personals und damit der Verwaltungskosten. 

 

 
Einsparungen im Bürgergeld 

Für das Bürgergeld stehen im Haushalt 2024 insgesamt 30,2 Milliarden Euro3 zur 
Verfügung. Der Koalitionsentwurf 2025 sieht jedoch nur 25 Mrd. Euro vor. Von der FDP 
werden immer wieder Einsparpotentiale im Bürgergeld in den Fokus gerückt, wie Kürzungen 
des Bürgergelds um 14 bis 20 Euro pro Monat (Einsparpotential: 850 Mio. Euro) oder 
schnellere Vermittlungserfolge trotz Konjunkturflaute und der Reduzierung der 
Fördermöglichkeiten im SGB II aufgrund der geplanten Haushaltskürzungen. 

 
Auswirkungen des Koalitionsentwurfs zum SGB II-Haushalt 2025 

Trotz großer arbeitsmarktpolitischer Herausforderungen wie dem Fachkräftemangel, der 
Integration geflüchteter Menschen und der Verfestigung von Langzeitarbeitslosigkeit, werden 
die SGB II-Mittel massiv gekürzt. 

 
Von den 763.380 im Juli 2024 von Arbeitslosigkeit betroffenen Menschen in NRW werden 
etwa 534.000 Personen (70%) durch die Jobcenter betreut. Davon sind fast 53% (= 282.130) 
langzeitarbeitslos. Damit ist NRW im bundesweiten Vergleich gemeinsam mit Brandenburg 
am stärksten von Langzeitarbeitslosigkeit im SGB II betroffen. 

 
Mit dem historisch niedrigsten realen Soll-Ansatz für Eingliederungsleistungen in der 
Geschichte des SGB II werden sich die Möglichkeiten, (langzeit-)arbeitslose Menschen und 
junge benachteilige Menschen im Übergang Schule/ Beruf mit Eingliederungsleistungen zu 
unterstützen, drastisch reduzieren. Nordrhein-Westfalen ist durch seinen Anteil von 
Menschen im SGB II und in verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit in besonderer Weise von den 
Kürzungen im SGB II betroffen. Einige Jobcenter gehen davon aus, dass ihnen im nächsten 
Jahr keine freien Mittel zur Verfügung stehen, um die erfolgreichen Instrumente aus dem 
SGB II einzusetzen. Es gibt sogar Befürchtungen, dass die vertraglichen Verpflichtungen 
nicht eingehalten werden können, Standorte geschlossen und Integrationskräfte entlassen 
werden müssen.               
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3 Für das Bürgergeld im Bundehaushalt wurden zunächst 26,5 Mrd. verabschiedet, mit dem Nachtragshaushalt wurde der 
Etat um 3,7 Mrd. erhöht. 

 


